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ParLetter der SBAA : Herbst  202 6 
 
Sehr geehrte Mitglieder des National -  und Ständerats  

Beiliegend  erhalten Sie den ParLetter der Schweizerischen Beobachtungsstelle für Asyl -  und Auslän-

derrecht (SBAA) mit einem Überblick sowie  Hinweisen  zu  ausgewählten  ausländerrechtlichen und 

asylpolitischen Geschäfte n der Herbstsession  2026.  

Ständerat   Nationalrat  

Donnerstag , 24. September  2026  Donnerstag , 17. September  2026 

Ausserordentliche Session «EU und Asyl»  

25.081  BRG.  (2a) 

«Für ein modernes Bürgerrecht (Demokratie -

Initiative)». Volksinitiative . 

 26.3615  Mo. Fraktion V.  

Ablehnung einer einseitigen Regeländerung 

seitens EU betreffend Entschädigung von ar-

beitslosen EU/EFTA - Grenzgängern  

26.048  BRG.  

Weiterentwicklung des Schengen - Besitzstands. 

Genehmigung  

26.3617  Mo. Fraktion V. (2b)  

Bei Terrorismus und Schwerverbrechen wer-

den Doppelbürger ausgebürgert  

26.3575  Ip. Caroni.  

Return Hubs für abgewiesene Asylbewerber. 

Macht die Schweiz mit?  

26.3131  Mo. Fraktion V. (4) 

Von Dänemark lernen. Bei langjährigen Frei-

heitsstrafen muss die obligatorische Landes-

verweisung obligatorisch sein  

26.3582  Ip. Moser.  

Nachhaltige Erwerbstätigkeit im Asylbereich för-

dern dank Branchenzertifikat  

26.3668  Mo. Rutz Gre gor . (in Kürze)   

Korrektur der Praxisänderung in Bezug auf 

Asylgesuche von Afghaninnen  

26.3583  Ip. Moser.  

Schnellere Arbeitsmarktintegration von Flüchtlin-

gen dank kluger Verteilung auf die Kantone  

26.3616  Mo. Fraktion V.  

Keine neuen Asylunterkünfte ohne Zustim-

mung der betroffenen Bevölkerung. Vetorecht 

für Standortgemeinden  

26.3625  Ip. Hegglin Peter.  

Wurde Artikel 14 Absatz 2 Asylgesetz auch für 

Schutzbedürftige vorgesehen?  

Dienstag, 22. September 2026  

25.4521  Mo. Müller Damian. Zweitrat.  

Förderung des Vollzugs von Wegweisungen 

durch alle Kantone zur einheitlichen Umset-

zung des Bundesrechts.  

26.3893  Ip. Gössi.  

Steuerung der Zuwanderung und Vollzugsverbes-

serungen bei den Freizügigkeitsabkommen  

26.4046  Ip. Sommaruga Carlo.  

Gefährdete Familien im Gazastreifen. Warum er-

teilt das Staatssekretariat für Migration keine Vi-

sa?  

25.4557  Mo. Z’graggen. Zweitrat.   

Klare Integrationspflichten gegen häusliche 

Gewalt im Asyl - , Ausländer -  und Bürgerrecht.  

Donnerstag, 1. Oktober  2026 

Ausserordentliche Sessions «Asyl»  

 Mittwoch , 30. September 2026  

26.3630 Mo. Chiesa. Ablehnung der einseitigen 

Regeländerung seitens EU betreffend Entschädi-

gung von arbeitslosen EU/EFTA - Grenzgängern  

 26.045  BRG.  (in Kürze)  

Ausländer -  und Integrationsgesetz (Förderung 

der Erwerbstätigkeit von Personen mit vor 

übergehendem Schutz und Zulassungserleich-

terung für in der Schweiz ausgebildete Dritt-

staatsangehörige). Änderung  

26.3571  Mo. Friedli Esther. (4) 

Von Dänemark lernen. Bei längerfristigen Frei-

heitsstrafen muss die obligatorische Landesver-

weisu ng obligatorisch sein  

 

 

26.045  BRG.  (in Kürze)  

Ausländer -  und Integrationsgesetz (Förderung 

der Erwerbstätigkeit von Personen mit vor 
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26.3626  Mo. Salzmann. (2b) 

Bei Terrorismus und Schwerverbrechen werden 

Doppelbürger ausgebürgert  

übergehendem Schutz und Zulassungserleich-

terung für in der Schweiz ausgebildete Dritt-

staatsangehörige). Änderung  

 

26.3655  Mo. Schwander.  

Keine neuen Asylunterkünfte ohne Zustimmung 

der betroffenen Bevölkerung. Vetorecht für 

Standortgemeinden  

22.067  BRG.  

Ausländer -  und Integrationsgesetz. Zulas-

sungserleichterung für Ausländerinnen und 

Ausländer mit Schweizer Hochschulabschluss  

26.3664  Mo. Friedli Esther  (in Kürze)  

Korrektur der Praxisänderung in Bezug auf Asyl-

gesuche von Afghaninnen  

25.4640  Mo. Moser.  Zweitrat.   

Weniger Bürokratie bei Mehrfachtätern ohne 

ordentlichen Wohnsitz -  oder Aufenthaltsstatus. 

Effiziente Strafverfolgung ermöglichen.  

26.3561  Mo. Müller Damian  (in Kürze)  

Sc hutzstatus S. Keine automatische Umwandlung 

in einer Aufenthaltsbewilligung B  

25.4651  Mo. Binder . Zweitrat.   

Sicherstellung der Einheit der Schweizer 

Rechtsordnung und Ausschluss paralleler 

Rechtssysteme  

26.3544  Mo. Schwander  (in Kürze)  

Automatisches Upgrade des Schutzstatus S nach 

fünf Jahren verhindern. Keine Aufenthaltsbewilli-

gungen und keine Gleichstellung bei der  

Sozialhilfe mit der Schweizer Bevölkerung  

25.4674  Mo. Germann. Zweitrat.   

Für eine echte Asylstrategie im Interesse der 

Schweizer Bevölkerung  

26.3639  Mo. Müller Damian. (4) 

Schutz ja –  aber temporär. Paradigmenwechsel in 

der Schweizer Asylpolitik nach dänischem Vorbild  

26.4062  Mo. SPK N  

Mehr Sicherheit mehr Integration: Revision des 

Asyl -  und Ausländergesetzes  

26.3576  Mo. Stark. (1) 

Beteiligung der Schweiz an Rückkehrzentren in 

Drittstaaten  

 

26.3679  Mo. Brüngger. (3) 

Asyljustiz entlasten. Vorgelagerte Zulassungsprü-

fung für offensichtlich aussichtslose Asylbe-

schwerden  

 

26.4044  Mo. Caroni.  

Zuwanderungsabgabe. Ein liberales Instrument 

der Zuwanderungssteuerung  

 

26.3743  Mo. Z'graggen.  

Zuwanderungsabgabe. Ein Instrument für Kosten-

wahrheit und Steuerungsfähigkeit der Migration  

 

26.3892  Po. Fässler Daniel  (in Kürze)  

Dem unverhältnismässig grossen Familiennach-

zug aus Drit tstaaten sind Grenzen zu setzen  
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(1)  Return Hubs als neuer Tiefpunkt  

Mit der Motion 26.3576  «Beteiligung der Schweiz an Rückkehrzentren in Drittstaaten » wird in die-

ser Session erneut die Beteiligung der Schweiz an  geplanten  Rückkehrzentren  in Drittstaaten gefor-

dert. Auch die Motionen 26.3244 und 26.3336 fordern, dass  Personen mit einem rechtskräftigen Weg-

weisungsentscheid in Drittstaaten gebracht werden können, um dort auf ihre Ausschaffung zu warten.  

Rückkehrzentren oder auch «Return Hubs»  sind der nächste Schritt einer seit Jahren fortschreitenden 

Externalisierung der  europäischen  Migrationspolitik. Bisher zielte diese vor allem darauf, Menschen 

bereits auf dem Weg nach Europa aufzuhalten , mit verheerenden Folg en für die Betroffenen . Europa 

arbeitet dafür unter anderem mit der libyschen Küstenwache zusammen, um Menschen auf dem Mit-

telmeer abzufangen und nach Libyen zurückzubringen. UNSMIL und das OHCHR  dokumentieren in 

Libyen systematische und weit verbreitete Menschenrechtsverletzungen an Migrant :innen, darunter 

willkürliche Haft, Folter, sexualisierte Gewalt, Zwangsarbeit und Tötungen .1 Auch entlang der Balkan-

route zeigt sich, dass die immer weitere Vorverlagerung der europäischen Grenzabwehr  Migration 

nicht ve rschwinden lässt, sondern auf teils gefährlichere Routen drängt –  aktuell verstärkt auf der  

Route über die Kanarischen Inseln . 

Wie menschenverachtend diese Externalisierungslogik ist, zeigt sich auch darin, dass Menschen zum 

Faustpfand zwischenstaatlicher Interessen werden , etwa im Verhältnis zwischen der EU und der Tür-

kei . Vor politischen Abhängigkeiten warnt auch die vom SEM in Auftrag gegebene Studie zu Asylverfah-

ren und Wegweisungsvollzug im Ausland. Die Migration Experts Group  (MEG) untersuchte die bis heri-

gen europäischen Erfahrungen mit Externalisierung und deren Übertragbarkeit auf die Schweiz. 2 Ihre 

Bilanz fällt ernüchternd aus. Sie warnt davor, dass sich die Schweiz gegenüber Partnerstaaten in eine 

starke Abhängigkeit oder gar Erpressbarkeit begeben könnte. Auch die Wirksamkeit der bisherigen 

Externalisierungsmodelle ist nicht belegt. Eine signifikante Reduktion der irregulären Migration konnte 

bislang nicht nachgewiesen werden.  

Trotz dieser Erfahrungen soll die Externalisierung nun noch einen Schritt weitergehen. Mit Return 

Hubs soll nicht mehr nur verhindert werden, dass Menschen Europa erreichen. Künftig sollen auch 

Menschen, die sich bereits hier befinden, in Drittstaaten gebracht werden. Diese Staaten können dabei 

nicht nur als Zwischenstation für eine spätere Rückführung dienen, sondern selbst zum endgültigen 

Ausschaffungsziel werden. Damit wird der Kreis der Staaten, in die Menschen zwangsweise verbracht 

werden können, erheblich erweitert.  Besonders problematisch ist, dass Return Hubs gerade für Men-

schen vorgesehen sind, deren Rückführung in ihren Herkunftsstaat nicht möglich ist. Ihr Problem wird 

dadurch nicht gelöst. Stattdessen werden die Betroffenen erneut verschoben und bleiben mit der Unsi-

cherheit zurück, was mit ihnen geschieht, wenn auch vom Drittstaat aus keine Rückkehr möglich ist. 3 

Hinzu kommen erhebliche rechtliche Hürden. Auch eine räumliche Verlagerung entbindet die Schweiz 

nicht von ihren menschenrechtlichen Verpflichtungen. Vor einer Überstellung muss insbesondere für 

jede einzelne Person geprüft werden , ob ihr eine Verletzung des Rückschiebungsverbots droht. Bei 

Return Hubs stellen sich zudem Fragen nach Haft, Lebensbedingungen und effektivem Rechtsschutz, 

insbesondere wenn eine Rückkehr dauerhaft unmöglich bleibt. Die MEG- Studie  weist darauf hin, dass 

die Verantwortung des überführenden Staates mit der Überstellung nicht zwingend endet.  

➔ Aus Sicht der SBAA markieren Return Hubs einen neuen Tiefpunkt in der migrationspoliti-

schen Debatte. Hinter dem technokratischen Begriff steht ein menschenverachtendes 

Konzept. Die SBAA lehnt die Motion 26.3576 entschieden ab.  

 

 
1 UNSMI L ; UNHCR , Business as usual: Human Rights Violations and Abuses Against Migrants, Asylum - Seekers and Refugees in 

Libya , Genf 2026.  
2 MEG, Studie zum Postulat 23.4490 «Auslegeordnung zu Asylverfahren un d Wegweisungsvollzug im  

Ausland»,  im Auftrag des SEM, Bern 2025 . 
3 Zur ausführlichen Analyse der aktuellen Vorstösse und der mit Return Hubs verbundenen Ausweitung des Wegweisungsvoll-

zugs siehe  Simon No ori, Return Hubs: Ausschaffen um jeden Preis , Sosf Parlaments - Monitoring, Bern 2026.  
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https://unsmil.unmissions.org/sites/default/files/2026-02/unsmil-ohchr_business_as_usual_-_en_with_layout_final.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/publiservice/service/forschung/2025-studie-meg-wegweisungsvollzug.pdf.download.pdf/2025-studie-meg-wegweisungsvollzug-d.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/publiservice/service/forschung/2025-studie-meg-wegweisungsvollzug.pdf.download.pdf/2025-studie-meg-wegweisungsvollzug-d.pdf
https://www.sosf.ch/de/article/return-hubs-ausschaffen-um-jeden-preis
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(2)   Bürgerrecht und politische Zugehörigkeit  

a.  Bürgerrecht als Voraussetzung demokratischer Teilhabe  

Die Debatte über die «Demokratie - Initiative » (25.081 ) berührt eine grundlegende Frage unseres De-

mokratieverständnisses. Ein erheblicher Teil der Bevölkerung lebt seit vielen Jahren oder sogar seit 

seiner Geburt in der Schweiz, bleibt ohne Schweizer Bürge rrecht aber von den politischen Rechten auf 

Bundesebene ausgeschlossen. Je grösser der Anteil der dauerhaft hier lebenden Bevölkerung ohne 

politische Mitwirkungsrechte ist, desto stärker stellt sich die Frage nach der demokratischen Legitimität 

politischer Entscheidungen.  

Auf zahlreiche Hürden des heutigen Einbürgerungs verfahrens  hat die SBAA bereits in ihrem Fachbericht 

«Einbürgerung –  Der steinige Weg zum Schweizer Pass » (2021) hingewiesen. Hohe formelle und materi-

elle Anforderungen, komplexe Verfahren un d unterschiedliche kantonale und kommunale Praktiken 

erschweren den Zugang zum Bürgerrecht. Dabei sind die Chancen auf eine Einbürgerung unter ande-

rem von Herkunft, Bildungsstand und Einkommen abhängig .4 Zu ähnlichen Erkenntnissen gelangt  auch  

die Eidgenössischen Migrationskommission (EKM) in ihrer Untersuchung. Seit der Gesetzesrevision von 

2018 ist die Einbürgerung restriktiver  und selektiver  geworden .5 Eine aktuelle Studie des Forschungsbü-

ros BASS im Auftrag des SEM zeigt zudem, dass die Hürden bereits v or der Gesuchstellung wirken. Ob-

wohl rund 1,1 Millionen ausländische Staatsangehörige die formellen Voraussetzungen des Bundes für 

eine Einbürgerung grundsätzlich  erfüllen, stellen viele von ihnen kein Gesuch. Mehr als die Hälfte der 

befragten Einbürgerungsberechtigten nennt die Kosten sowie das aufwendige und komplizierte Verfah-

ren als Hindernisse. 6 

Die Demokratie - Initiative setzt bei mehreren dieser Probleme an. Sie reduziert die Einbürgerungsvo-

raussetzungen auf wenige, klar definierte Kriterien und schaf ft bei deren Erfüllung nach fünf Jahren 

rechtmässigem Aufenthalt einen Rechtsanspruch. Gleichzeitig sollen schweizweit dieselben Voraus-

setzungen gelten. Damit reagiert die Initiative sowohl auf die hohen Zugangshürden als auch auf die 

Unterschiede zwischen Kantonen und Gemeinden. Vor dem Hintergrund der nachgewiesenen sozialen 

Selektivität des heutigen Systems sprechen gute Gründe dafür, den Zugang zum Bürgerrecht einfacher 

und einheitlicher auszugestalten. Denn wer dauerhaft in der Schweiz lebt, sollte ein e realistische Per-

spektive erhalten, auch politisch an diesem Gemeinwesen teilzuhaben.  

➔ Die SBAA unterstützt daher die «Demokratie - Initiative»  

b. Bürgerrechtsentzug und staatliche Verantwortung  

Während es bei der Demokratie - Initiative um den Zugang zum Bürgerrecht geht, stell en die Motionen 

26.3617  und  26.3626  «B ei Terrorismus und Schwerverbrechen werden Doppelbürger ausgebürgert»  

dessen Bestand infrage.  Die  beiden gleichlautenden  Vorstösse  werden  von der SBAA in aller Deutlich-

keit  abgelehnt.  

Das Bürgerrecht begründet eine dauerhafte und grundsätzlich gleiche Zugehörigkeit zur politischen 

Gemeinschaft. Wer eine schwere Straftat begeht, muss dafür mit den Mitteln des Strafrechts zur Ver-

antwortung gezogen werden. Der Bürgerrechtsentzug folgt einer anderen Logik. Er macht die staatli-

che Zugehörigkeit selbst zur Sankti on und ermöglicht es, aus eigenen Staatsangehörigen ausländische 

Personen zu machen, gegen die anschliessend ausländerrechtliche Massnahmen bis hin zur Wegwei-

sung ergriffen werden können.  

Besonders problematisch ist, dass dies ausschliesslich Personen mit doppelter Staatsangehörigkeit 

treffen kann. Wer nur die Schweizer Staatsangehörigkeit besitzt, bleibt auch nach schwersten Strafta-

ten Teil des Bürgerrechts, während bei doppelter Staatsangehörigkeit zusätzlich die Zugehörigkeit zur 

Schweiz verloren gehen k ann. Damit entstehen zwei unterschiedlich gesicherte Formen des Schweizer 

 
4 SBAA , Einbürgerung –  Der steinige Weg zum Schweizer Pass , Bern 2021 . 
5 EKM , Ordentlich einbürgern in der Schweiz. Die Auswirkungen des neuen Bürgerrechtsgesetzes des Bundes und Wege zu 

einem inklusiveren System der Einbürgerung , Bern 2024.  
6 BASS, Studie zur Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern . Im Auftrag des SEM, Bern 2025.  
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https://www.sem.admin.ch/dam/sem/it/data/publiservice/berichte/bundesratsberichte/studie-bass-einbuergerung.pdf.download.pdf/studie-bass-einbuergerung-i.pdf
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Bürgerrechts.  Zugehörigkeit zur politischen Gemeinschaft darf aber weder vom Wohlverhalten noch 

vom Besitz einer zweiten Staatsangehörigkeit abhängen.  

Schwere Straftaten entbinden den Staat zudem nicht von seiner Verantwortung für die eigenen Staats-

angehörigen. Wer die schweizerische Rechtsordnung verletzt, muss sich vor ihr verantworten . Ein 

Rechtsstaat sollte schwere Straftaten konsequent sanktionieren, nicht die Zugehörigkeit seine r 

Staatsangehörigen zur Sanktion machen.  

➔ Die SBAA lehnt die Motionen 26.3617 und 26.3626  ab.  

(3)  Zusätzliche Hürden beim Rechtsschutz  

Die Motion 26.3679  «Asyljustiz entlasten. Vorgelagerte Zulassungsprüfung für offensichtlich 

aussichtslose Asylbeschwerden»  verlangt eine zusätzliche Zulassungsprüfung für Asylbeschwerden. 

Dabei ist das zentrale Anliegen bereits heute umgesetzt. Offensichtlich unbegründete Beschwer den 

kann das Bundesverwaltungsgericht in Einzelrichterbesetzung mit Zustimmung einer zweiten Richter-

person beurteilen, summarisch begründen und auf einen Schriftenwechsel verzichten. Auch die zuge-

wiesene Rechtsvertretung muss die Erfolgschancen prüfen und verzichtet in über 90 Prozent der nega-

tiv entschiedenen Fälle wegen Aussichtslosigkeit auf eine Beschwerde . 

Dass auch die Einschätzung der Erfolgschancen fehlerhaft sein kann, zeigt die Praxis. Eine Auswer-

tung von Pikett Asyl ergab für die Asylregion Zürich, dass über einen Ze itraum von zwei Jahren bis zu 

61 Prozent der erfolgreichen Beschwerden von unabhängigen Rechtsvertretungen oder Laien einge-

reicht wurden. In einem Teil dieser Fälle hatte die zugewiesene Rechtsvertretung das Mandat zuvor 

wegen Aussichtslosigkeit niedergelegt. 7 

Die Motion blendet zudem aus, dass mit der Einführung der beschleunigten Asylverfahren die Be-

schwerdefristen massiv verkürzt wurden. Teilweise bleib en lediglich fünf Arbeitstage für eine Be-

schwerde. Der gesetzlich gewährleistete Rechtsschutz bildet das notwendige Gegengewicht zu dieser 

Beschleunigung. Dies ist umso wichtiger, als das Bundesverwaltungsgericht in Asylsachen grundsätz-

lich die einzige gerichtliche Beschwerdeinstanz ist und Fehlentscheide existenzielle Folgen haben 

können.  

Fraglich ist schliesslich, ob eine  zusätzliche Prüfung überhaupt zu einer Entlastung führt. Die Motion 

nimmt insbesondere Fälle mit Hinweisen auf eine Verletzung des Rückschiebungsverbots, neuen Tat-

sachen oder Beweismitteln sowie wesentlichen Verfahre nsfehlern von der Vorprüfung aus. Um festzu-

stellen, ob eine dieser Konstellationen vorliegt, muss sich das Gericht aber bereits mit der Beschwerde 

und den Akten befassen. Die zusätzliche Prüfung droht deshalb neuen Aufwand zu schaffen, statt das 

Verfahren zu verkürzen. 8 

➔ Die SBAA lehnt die Motion  26.3679 ab.  

 

(4)  Von Dänemark lernen?  

Dänemark dient in der Schweizer Migrationspolitik seit Jahren  als Referenz für Verschärfungen im 

Asyl -  und Ausländerrecht. Auch in der Herbstsession greifen mehrere Vorstösse ausdrücklich auf das 

«dänische Modell» zurück. So fordern die Motionen 26.3571 und 26.3639 im Ständerat sowie 26.3131 im 

Nationalrat strengere  Regeln bei der Landesverweisung beziehungsweise einen Paradigmenwechsel 

hin zu einem konsequent temporären Schutz. Doch der Verweis auf Dänemark greift zu kurz . Nicht 

alles, was als «dänisches Modell» gefordert wird, entspricht tatsächlich der dortigen Rechtslage. Und 

wer von Dänemark lernen will, sollte neben tiefen Asylzahlen auch die Erfahrungen mit den rechtli-

chen, gesellschaftlichen und menschenrechtlichen Folgen dieser Politik berücksichtigen.  

 
7 Pikett Asyl, Arbeit der Leistungserbringer Rechtsschutz in den Bundesasylzentren auf Grundlage einer Befragung Asylsuchen-

der, Basel 2025.    
8 Zur ausführlichen Analyse von Corinne Reber, Filtern statt prüfen. Wie der Zugang zum Recht im Asylverfahren weiter be-

schränkt werden soll , Sosf Parlaments - Monitoring, Bern  2026. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263679
https://s3.pub1.infomaniak.cloud/web-pikett-asyl-storage/250206_Fachbericht_Rechtsvertretung_3d494e9a97.pdf?X-Amz-Algorithm=AWS4-HMAC-SHA256&X-Amz-Content-Sha256=UNSIGNED-PAYLOAD&X-Amz-Credential=be06edbe49d0498eb18f9edbd0014acf%2F20260915%2Fus-east-1%2Fs3%2Faws4_request&X-Amz-Date=20260915T135410Z&X-Amz-Expires=604800&X-Amz-Signature=ec543ab59c7a9750b2a8f275d75e84e6e56dd8b4b2c9770d49f865c8309f963e&X-Amz-SignedHeaders=host&x-id=GetObject
https://s3.pub1.infomaniak.cloud/web-pikett-asyl-storage/250206_Fachbericht_Rechtsvertretung_3d494e9a97.pdf?X-Amz-Algorithm=AWS4-HMAC-SHA256&X-Amz-Content-Sha256=UNSIGNED-PAYLOAD&X-Amz-Credential=be06edbe49d0498eb18f9edbd0014acf%2F20260915%2Fus-east-1%2Fs3%2Faws4_request&X-Amz-Date=20260915T135410Z&X-Amz-Expires=604800&X-Amz-Signature=ec543ab59c7a9750b2a8f275d75e84e6e56dd8b4b2c9770d49f865c8309f963e&X-Amz-SignedHeaders=host&x-id=GetObject
https://www.sosf.ch/de/article/filtern-statt-pruefen-wie-der-zugang-zum-recht-im-asylverfahren-weiter-beschraenkt
https://www.sosf.ch/de/article/filtern-statt-pruefen-wie-der-zugang-zum-recht-im-asylverfahren-weiter-beschraenkt
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Die Motion 26.3639  von Damian Müller fordert einen «Paradigmenwechsel in der Schweizer Asylpo-

litik nach dänischem Vorbild» .9 Schutz soll konsequent temporär ausgestaltet, regelmässig überprüft 

und die Asylpolitik stärker auf Rückkehr statt auf Integration ausgerichtet werden. Als Beleg für die 

Wirksamkeit dieses Ansatzes verweist die Motion insbesondere auf die deutlich tieferen Asylgesuchs-

zahlen Dänemarks und führt deren Rückgang seit 2015 auf den dänischen Parad igmenwechsel zurück.  

Diese Schlussfolgerung beruht jedoch auf einer falschen Prämisse. Wie  der Bundesrat in seiner Stel-

lungnahme festhält, verzeichnete Dänemark bereits lange vor dem jüngsten Paradigmenwechsel ver-

gleichsweise tiefe Asylzahlen. Mit Ausnahme der Jahre 2012 bis 2016 lagen diese in den vergangenen 

20 Jahren stets unter 5'000 Gesuchen pro Jahr. Die unterschiedlichen Gesuchszahlen sind zudem vor 

dem Hintergrund der geografischen Lage und der europäischen Migrationsrouten zu betrachten. Dä-

nemark l iegt am Rand der zentralen Migrationsrouten und war lange vor allem Transitland auf dem 

Weg nach Schweden, während die Schweiz aufgrund ihrer Lage eine andere Ausgangssituation hat. 

Aus den tiefen dänischen Asylzahlen lässt sich deshalb kein kausaler Zusammenhang mit einem kon-

sequent temporären Schutz ableiten.  

Die Gegenüberstellung eines temporären dänischen und eines vermeintlich dauerhaften Schweizer 

Schutzsystems greift ebenfalls zu kurz. Auch in der Schweiz kann Schutz aufgehoben werden, wenn die 

Voraussetzungen wegfallen. Systematische Überprüfungen nach dänischem Vorbild führen dagegen 

nur selten zu Aberkennungen oder Widerrufen, verursachen aber zusätzlichen administrativen Auf-

wand und damit Kosten. Gleichzeitig erschwert anhaltende Unsicherheit die wirtschaftliche Integration 

und damit gerade jene Selbständigkeit, die eine geringere Abhängigkeit von staatlicher Unterstützung 

ermöglichen würde.   

Gerade die Erfahrungen mit der vorläufigen Aufnahme  zeigen die Probleme einer auf Dauer gestellten 

Vorläufi gkeit. Ein Grossteil der Betroffenen bleibt langfristig in der Schweiz, lebt aber während Jahren 

in einem prekären Status mit erheblichen rechtlichen und sozialen Einschränkungen. Diese erschwe-

ren die soziale und wirtschaftliche Integration, schaffen Unsicherheit und können Armut und Abhän-

gigkeit von Sozialhilfe begünstigen. Die SBAA kritisiert deshalb seit Langem, dass die rechtliche «Vor-

läufigkeit» häufig nicht der tatsächlichen Aufenthaltsdauer entspricht. Sie fordert anstelle der vorläufi-

gen Aufnahme ei nen humanitären Schutzstatus mit einer verlässlichen Aufenthaltsperspektive und der 

Möglichkeit einer längerfristigen Regularisierung. 10 

➔ Die SBAA lehnt die Ausweitung dauerhafter aufenthaltsrechtlicher Unsicherheit  und damit 

die Motion 26.3639  ab.  

Auch die gleichlautenden Motionen 26.3131  und 26.3571  « Von Dän emark lernen. Bei längerfristigen 

Freiheitsstrafen muss die obligatorische Landesverweisung obligatorisch sein»  aus den Reihen der  

SVP berufen sich auf Dänemark und fordern eine zwingende und ausnahmslose Landesverweisung ab 

einer Freiheitsstrafe von einem Jahr. Dänemark kennt zwar sehr weitgehende Ausweisungsregeln. 

Anders als die Motionen suggerieren, verzichtet aber auch das dänische Recht nicht auf die menschen-

rechtlich gebotene Einzelfallprüfung: Eine Ausweisung darf nicht erfolgen, wenn sie gegen die interna-

tionalen Verpflichtungen Dänemarks verstossen würde. Insbesondere der Schutz des Privat -  und Fa-

milienlebens nach Art. 8 EMRK und die Verhältnismässigkeit bleiben damit zu prüfen.  

Die Motionen wollen die Härtefallklausel und damit das zentrale Instrument für die gesetzlich vorge-

sehene Einzelfallprüfung bei der obligatorischen Landesverweisung abschaffen.  Nach Einschätzung 

des Bundesrates wäre dies mit Bundesverfassung, EMRK und Freizügigkeitsabkommen nicht verein-

bar. Auch besteht statisch kaum Anlass für einen generellen Ausschluss: Bei Freiheitsstrafen zwi-

schen einem und zwei Jahren wurde die obligatorische Landesverweisung 2025 bereits in 78,7 Prozent, 

bei zwei bis drei Jahren in 85,9 Prozent und bei drei bis vier Jahren in 95,8 Prozent der Fälle ausge-

sprochen. Vollzugshindernisse wie das Non - Refoulement - Gebot, fehlende Reisedokumente oder man-

gelnde Kooperation der Herkunftsstaaten würden durch die Abschaffung der Härtefallklausel ohnehin 

nicht beseitigt.  

 
9 Nicht traktandiert ist die gleichlautende Motion 26.3952 Farinelli im Nationalrat . 
10 SBAA, Gleiche Rechte für alle? Die vorläufige Aufnahme im Vergleich z um Schutzstatus S , Bern 2024.  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263639
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263131
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263571
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263952
https://beobachtungsstelle.ch/wp-content/uploads/2024/05/Gleiche-Rechte-fuer-alle.pdf
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➔ Die SBAA lehnt die beiden Motionen 26.313 und 26.3571 ab. Eine ausnahmslose Landes-

verweisung würde die verfassungs -  und menschenrechtlich gebotene Einzelfallprüfung 

beseitigen, obwohl die Härtefallklausel bereits heute restriktiv angewendet wird.  

*** 

 

In Kürze:  
Familiennachzug aus Drittstaaten  

Das Postulat 26.3892  verlangt eine vertiefte Prüfung des Familiennachzugs aus Drittstaaten. Die Be-

gründung spricht dabei von einem «Missverhältnis» zwischen Arbeitsm igration und Familiennachzug. 

Dieser Vergleich greift zu kurz. EU/EFTA Angehörigen stehen aufgrund der Personenfreizügigkeit an-

dere Möglichkeiten offen, in die Schweiz zu ziehen, während die Arbeitsmigration aus Drittstaaten 

stark beschränkt ist. Dass Drittstaatsangehörige häufiger über den Familiennachzug einreisen, ist 

deshalb zumindest teilweise eine Folge der unterschiedlichen Zulassungssysteme. 11 

Problematisch ist aus Sicht der SBAA vor allem, dass die Begründung einen Einschränkungsbedarf 

bereits voraussetzt und ausdrücklich danach fragt, wie der Familiennachzug unter Wahrung von 

Art.  8 EMRK begrenzt werden könne. Der jüngste Fac hbericht der SBAA «Langes warten auf die Fami-

lie» zeigt eine andere Problemlage. Selbst bei erfüllten gesetzlichen Voraussetzungen können Verfah-

renshürden Familien über Jahre voneinander trennen. Art. 8 EMRK setzt Einschränkungen des Famili-

enlebens nicht nur Grenzen, sondern verpflichtet den Staat je nach Konstellation auch dazu, Familien-

leben tatsächlich zu ermöglichen. 12 Eine ergebnisoffene Prüfung müsste deshalb ebenso fragen, ob 

dieses Recht heute wirksam und innert angemessener Frist wahrgenommen werden  kann.  

➔ Die SBAA lehnt das Postulat ab  

Asylgesuche von Afghaninnen   

Seit der Praxisänderung des SEM im Jahr 2023 wurden aus den Reihen der SVP 18 Vorstösse zur Asyl-

gewährung an afghanische Frauen eingereicht. Auch die gleichlautenden Motionen 26.3664  und 

26.3668  verlangen erneut deren Rücknahme, obwohl sich d as Parlament bereits mit dieser Forderung 

befasst und sie abgelehnt hat.  Seither hat sich die Menschenrechtslage in Afghanistan nicht verbes-

sert, sondern weiter verschärft. Frauen und Mädchen werden unter dem Taliban Regime systematisch 

aus weiten Teilen des öffentlichen Lebens ausgeschlossen.  

Zur Begründung wird erneut der Entscheid E - 2274/2020 des Bundesverwaltungsgerichts angeführt. 

Dieser eignet sich jedoch nicht als Beleg gegen die Praxis des SEM. Es handelt sich um einen unveröf-

fentlichten Abschreibun gsentscheid eines Einzelrichters nach Rückzug der Beschwerde. Das Bundes-

verwaltungsgericht hat inzwischen selbst klargestellt, dass der Entscheid keine materielle Beurteilung 

enthält, die seine Rechtsprechung wiedergibt, und keine Änderung oder Weiterentwicklung der Recht-

sprechung begründet. Die darin enthaltene Kritik an der SEM Praxis gibt einzig die Auffassung des 

Einzelrichters wieder und entfaltet laut Gericht keine Rechtswirkung.  

Afghaninnen erhalten auch nach der Praxisänderung nicht automatisch Asyl . Ihre Gesuche werden 

weiterhin individuell geprüft. Die angepasste Praxis trägt der systematischen Verfolgung von Frauen 

und Mädchen unter dem Taliban Regime Rechnung. Auch der Europäische Gerichtshof kam 2024 zum 

Schluss, dass die gegen afghanische Frauen gerichteten diskriminierenden Massnahmen in ihrer Ge-

samtheit Verfolgung darstellen können.  

➔ Die SBAA lehnt die  beiden  Motionen ab  

 
11 Mehr dazu Marc Baumgart ner , Wer setzt sich noch für das Recht auf Familien leben ein? , Sosf Parlaments - Monitoring, Bern 

2026. 
12 SBAA, Langes warten auf die Familie. Verfahrenshürden beim Familiennachzug , Bern 2026 . 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263892
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263664
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263668
https://www.sosf.ch/de/article/postulat-zum-familiennachzug-wer-setzt-sich-noch-fuer-das-recht-auf-familienleben-ein
https://beobachtungsstelle.ch/wp-content/uploads/2026/09/Fachbericht-2026_Langes-Warten_DE.pdf
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Arbeitsmarktintegration nicht untergraben  

Die Motionen 26.3544 und 26.3561 wollen verhindern, dass Personen mit Schutzstatus S nach fünf Jah-

ren die gesetzlich vorgesehene Aufenthaltsbewilligung erhalten. Diese schafft jedoch kein dauerhaftes 

Bleiberecht. Sie bleibt an den vorübergehenden Schutz gekoppelt und erlischt mit dessen Aufhebung. 

Auch Personen mit Aufenthaltsbewilligung müssen die Schweiz grundsätzlich verlassen, sobald d er 

Schutzstatus aufgehoben wird.  

Gleichzeitig berät das Parlament mit der Vorlage 26.045 über weitere Massnahmen zur Förderung der 

Erwerbstätigkeit von Personen mit Status S. Unter anderem sollen die öffentliche Arbeitsvermittlung 

gestärkt und Kantonswechsel für Erwerbstätige erleichtert werden. Ziel ist eine bessere Arbeits-

marktintegration und eine geringere Sozialhilfeabhängigkeit. Die beiden Motionen lauf en diesen Be-

mühungen entgegen, indem sie gerade Personen, die bereits seit Jahren in der Schweiz leben, eine 

stabilere Rechtsstellung verwehren wollen. Die SBAA lehnt eine Verlängerung dieser aufenthaltsrecht-

lichen Unsicherheit entschieden ab.  

➔ Die SBAA lehnt d ie beiden Motionen ab 

*** 

Auch die Herbstsession zeigt eine Entwicklung, die wir mit Sorge beobachten. Die  Zahl der Vorstösse, 

die weitere Verschärfungen im Asyl und Ausländerrecht verlangen, nimmt stetig zu. Forderungen, die 

das Parlament erst vor kurzer Zeit abgelehnt hat, werden erneut eingebracht. Gleichzeitig finden Ver-

schärfungen zunehmend Unterstützung bis weit in die politische Mitte . Dabei fällt auf, wie stark die 

politische Bedeutung des Asylbereichs von der tatsächlichen Entwicklung entkoppelt ist. Asyl ist zu 

einem politischen Dauerthema geworden, an dem immer neue Verschärfungen verhandelt werden. 

Diese Dynamik betrifft längst nicht mehr nur einzelne Bestimmungen. Zur Diskussion stehen zuneh-

mend grundlegende rechtsstaatliche Garantien, der Zugang zu wirksamem Rechtsschutz und die Ein-

zelfallprüfung ebenso wie eine weitere Externalisierung der Verantwortung für Menschen auf der 

Flucht.  

Wir appellieren deshalb an Sie, diese Entwicklung als Ganzes im Blick zu behalten und politische Ent-

scheide an der tatsächlichen Situation sowie an rechtsstaatlichen und menschenrechtlichen Grundsät-

zen auszurichten. Die Geschäftsstelle der SBAA dankt Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit und Ihr 

Engagement. Für Rückfragen, Hintergrundinformationen oder ein persönliches Gespräch stehen wir 

Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüssen  

 

 

 

 

 

Lars Scheppach    Meret Hofer  

Programmleiter «Publikationen und Advocacy»    Co- Geschäftsleiterin SBAA  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263544
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263561
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20260045

